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	§ 29 AktO mit Listen 7, 7b, 8 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 29 Betreuungssachen und betreuungsgerichtliche 
Zuweisungssachen
	§ 29 Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche 
Zuweisungssachen vor den Amtsgerichten

	(1) 


1Betreuungssachen (§ 271 FamFG) 
und Genehmigungen 




einer freiheitsentziehenden Unterbringung von Personen, die einen Dritten hierzu bevollmächtigt haben (§ 312 Nummer 1 zweite Alternative FamFG, § 1906 BGB), werden nach Maßgabe der Liste 7b, 







betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen (§ 340 FamFG) 
werden nach Maßgabe der Liste 7 erfasst.
	§ 29 (1) Als Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen sind zu registrieren:
1. unter dem Registerzeichen „XVII“:
a)	Betreuungsverfahren nach § 271 Nummer 1 FamFG, § 1896 Absatz 1 BGB,
b)	Verfahren auf Genehmigung folgender Handlungen und Erklärungen eines Bevollmächtigten:
aa)	Einwilligung, Nichteinwilligung oder Widerruf der Einwilligung in ärztliche Maßnahmen nach § 271 Nummer 3 FamFG, § 1829 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
bb)	freiheitsentziehende Unterbringung nach § 312 Nummer 1 FamFG, § 1831 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
cc)	freiheitsentziehender Maßnahmen nach § 312 Nummer 2 FamFG, § 1831 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB sowie
dd)	Einwilligung in ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 312 Nummer 3 FamFG, § 1832 Absatz 1, 2 und 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
c)	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen des für die Betreuungssache nach § 272 Absatz 2 FamFG oder Unterbringungssache nach § 313 Absatz 2 FamFG zuständigen Gerichts,
2.	unter dem Registerzeichen „X“
a)	Verfahren nach § 340 Nummer 1 FamFG
aa)	Abwesenheitspflegschaftssachen nach § 1884 BGB, § 85 WDO,
bb)	Pflegschaftssachen für unbekannte Beteiligte nach § 1882 BGB,
cc)	Pflegschaftssachen für gesammeltes Vermögen nach § 1883 BGB,
dd)	Pflegschaftssachen für ein beschlagnahmtes Vermögen nach § 292 Absatz 2 StPO, auch in Verbindung mit § 443 Absatz 3 StPO, 
ee)	Pflegschaftssachen für Grundstückeigentümer und Inhaber dinglicher Rechte nach § 17 Absatz 1 und 2 SachenRBerG,
b)	gerichtliche Vertreterbestellung nach § 340 Nummer 2 FamFG, zum Beispiel § 81 AO, § 207 BauGB, § 1141 Absatz 2 BGB, § 119 FlurbG, § 16 Abs. 1 VwVfG,
c)	sonstige dem Betreuungsgericht zugewiesenen Verfahren (§ 340 Nummer 3 
FamFG), zum Beispiel Genehmigung der Erklärung des Vertreters nach § 17 Absatz 3 SachenRBerG und Aufgaben nach § 6 Absatz 1 ErwSÜAG,
d)	vorläufige Maßregeln und einstweilige Anordnungen des für die betreuungsgerichtliche Zuweisungssache nach §§ 341, 272 Absatz 2 FamFG zuständigen Gerichts.

	2Den Akten ist, wenn Vermögen zu verwalten ist, nach Eingang des Vermögensverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften (Liste 8).
	§ 29 (3) 1Ist Vermögen zu verwalten, ist den Papierakten nach Eingang eines Vermögensverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften.

	3Die Präsidentin bzw. der Präsident des Oberlandesgerichts kann Anordnungen über eine weitere Ausgestaltung der Nachweisung (Hinweise auf Schlussrechnung, Verpflichtung, Sicherheitsleistung u. ä.) sowie darüber erlassen, wem die Ausfüllung obliegt.
	

	4Die Behördenleitung kann anordnen, dass Fristen für Rechnungslegungen und Vermögensübersichten besonders überwacht werden.
	

	(2) Verfahren über einstweilige Anordnungen sind aus den angelegten Akten oder einem Beiheft zu bearbeiten.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt. 3Anträge eines Bevollmächtigten auf Genehmigung einer Unterbringungsmaßnahme sind nicht neu zu registrieren, wenn über dieselbe Person eine Unterbringungssache anhängig ist. 4Abweichend von Satz 3 können Anträge gegen dieselbe Person bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden. 5Trotz Neuregistrierung nach Satz 4 kann auf das Anlegen von weiteren Papierakten für dieselbe Person verzichtet werden.

	(3) 1Auf Anordnung der Rechtspflegerin bzw. des Rechtspflegers können Sonderhefte für Schriftstücke, die Vergütungen, Aufwandsentschädigungen und Jahresrechnungslegung betreffen, gebildet werden, die bei den zugehörigen Akten aufzubewahren sind.
	§ 4 (1) 1Eine Akte besteht aus einer Hauptakte und bei Bedarf aus zusätzlichen Heften. 2Hefte können zum Beispiel für Dokumente über die Kostenbehandlung oder die Zustellung angelegt werden. 

	2Auf dem Aktenumschlag bzw. dem Aktenvorblatt ist auf die Sonderhefte zu verweisen.
	§ 4 4Das Anlegen von Heften ist auf dem Aktenumschlag zu vermerken.

	(4) 1Die von den Betreuerinnen und Betreuern, Pflegerinnen und Pflegern eingereichten Nachweise über besondere Kenntnisse im Sinne des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes können vorbehaltlich ihrer Zustimmung in Sammelakten geführt werden.
	§ 29 (5) 
1Nachweise über besondere Kenntnisse im Sinne des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes können in Sammelakten geführt werden, 
sofern der Betreuer oder Pfleger 
der Wiederverwendung der Nachweise für Zwecke der 
Vergütungsfestsetzung zustimmt. 

	2In der Zustimmung müssen die Betreuerinnen und Betreuer, Pflegerinnen und Pfleger erklären, dass sie mit der Wiederverwendung der Nachweise für Zwecke der 
Vergütungsfestsetzung einverstanden sind.
	

	3Die Sammelakten sind verschlossen aufzubewahren.
	§ 29 (5) 2Die Sammelakten sind ohne Einsichtsmöglichkeit für Dritte zu führen.

	(5) 1Anzeigen und Mitteilungen an das Betreuungsgericht, die zu Maßnahmen keinen Anlass geben, sind alphabetisch (ein- oder mehrjährig geordnet) in Sammelmappen abzulegen bzw. auf Anordnung der Behördenleitung nach Erfassung der Personendaten zu Sammelakten zu bringen.
	§ 11 (1) 1Unter dem Registerzeichen „AR“ sind insbesondere zu registrieren: …
3.	Mitteilungen von anderen Abteilungen, Gerichten und Behörden, bei denen zweifelhaft ist, ob sie zu Maßnahmen Anlass geben, …
2Die Führung von thematisch geordneten Sammelakten nach § 3 Absatz 1 Satz 2 ist zulässig.

	2Wird später ein Verfahren eingeleitet, so sind die Vorgänge zu den Akten dieses Verfahrens zu nehmen.
	(2) 1Wird für eine unter „AR“ registrierte Sache ein anderes Registerzeichen vergeben, wird die Sache ausschließlich unter dem neuen Registerzeichen weitergeführt und zu bestehenden oder anzulegenden Akten genommen.

	(6) Geht eine betreuungsgerichtliche Zuweisungssache in eine Betreuung über, so ist nach Erfassung der Sache als Betreuungssache nach Maßgabe der Liste 7b das Aktenzeichen des Betreuungsverfahrens bei den für Bemerkungen vorgesehenen Angaben zu erfassen.
	§ 29 (1) Als Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen sind zu registrieren:
2.	unter dem Registerzeichen „X“
d)	vorläufige Maßregeln und einstweilige Anordnungen des für die betreuungsgerichtliche Zuweisungssache nach §§ 341, 272 Absatz 2 FamFG zuständigen Gerichts.
1.	unter dem Registerzeichen „XVII“
a)	Betreuungsverfahren nach § 271 Nummer 1 FamFG, § 1814 Absatz 1 BGB, …
(6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib oder weitere Verfahren.

	
	

	Liste 7 (§ 29 Abs. 1)
	

	Betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen X
	

	Zu erfassen sind:
	§ 29 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Aktenzeichen
	1.	Aktenzeichen,

	
	2.	Datum des Eingangs,

	2. Familienname, Vorname und Wohnort der Beteiligten
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift: 
a)	Betroffener, Geburtsdatum und Geburtsname,
b)	weiterer Beteiligte, zum Beispiel Betreuer, Bevollmächtigter, Pfleger, Vertreter oder Antragsteller,

	3. Geburtsdatum der Pfleglinge
	

	4. Pflegschaft
a) mit Rechnungslegung
b) sonstige
	4. in Betreuungs- und Pflegschaftssachen: 
Pflicht zur Rechnungslegung,

	
	5.	Datum der Erledigung,

	5. Bemerkungen
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	6. Jahr der Aktenweglegung
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	Erläuterung:
	

	Abwesenheitspflegschaften, die vom Nachlassgericht für ein Auseinandersetzungsverfahren angeordnet werden, sind nicht zu erfassen. 
	nicht mehr erforderlich

	Verfahren nach § 340 Nr. 1 FamFG sind besonders kenntlich zu machen,
	Statistik

	
	

	Liste 7 b (§§ 29 Abs. 1, 29a Abs. 2)
	

	Betreuungs- und Unterbringungssachen XVII
	

	Zu erfassen sind:
	§ 29 (6) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Laufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	
	2. Datum des Eingangs,

	2. Familienname, Vorname und Wohnort der oder des Betroffenen
	3.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift: 
a)	Betroffener, Geburtsdatum und Geburtsname,
b)	weiterer Beteiligte, zum Beispiel Betreuer, Bevollmächtigter, Pfleger, Vertreter oder Antragsteller,

	3. Geburtstag der Betroffenen
	

	4. a)	Verfahren zur Bestellung einer Betreuung mit Rechnungslegung (§§ 1908i, 1840 BGB)
b)	Verfahren zur Bestellung einer sonstigen Betreuung
c)	Verfahren zur betreuungsgerichtlichen Genehmigung von Handlungen außerhalb eines Betreuungsverfahrens
d)	Verfahren auf betreuungsgerichtliche Genehmigung einer Unterbringung oder unterbringungsähnlichen Maßnahme oder Anordnung einer Unterbringung oder unterbringungsähnlichen Maßnahme außerhalb eines anhängigen Betreuungsverfahrens
	4.	in Betreuungs- und Pflegschaftssachen: Pflicht zur Rechnungslegung

	
	5.	Datum der Erledigung,

	5. Bemerkungen
	7.	Bemerkungen, zum Beispiel Herkunft, Verbleib, weitere Verfahren.

	6. Datum der Aktenweglegung
	6.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Verfahren müssen anhand der Angaben zu 4 a) bis 4 d) getrennt auszählbar sein. 
	Statistik

	Anträge auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach den §§ 49, 51 FamFG, ohne dass ein Hauptverfahren bereits anhängig ist, sind als Verfahren im Sinne der Nr. 4 a) bis 4 d) zu erfassen.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts.
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt.

	2.	Vorläufige Betreuungen sind wie Betreuungen zu behandeln; sie sind besonders kenntlich zu machen. 
	Statistik

	Für jede oder jeden Betroffenen wird nur ein Verfahren bei den Nummern 4 a) oder 4 b) registriert.
	Statistik

	3.	Folgt einem einstweiligen Anordnungsverfahren ein Hauptverfahren nach, wird das Hauptverfahren unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt. 
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts.
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, vorausgegangen ist, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt.

	4.	Einstweilige Anordnungsverfahren für eine oder einen Betroffenen, für den unter 4 a) oder 4 b) bereits ein Verfahren registriert ist, werden unter dem bereits registrierten Aktenzeichen geführt. 
	

	§ 29 Abs. 2 ist zu beachten.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt. 3Anträge eines Bevollmächtigten auf Genehmigung einer Unterbringungsmaßnahme sind nicht neu zu registrieren, wenn über dieselbe Person eine Unterbringungssache anhängig ist. 4Abweichend von Satz 3 können Anträge gegen dieselbe Person bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden. 5Trotz Neuregistrierung nach Satz 4 kann auf das Anlegen von weiteren Papierakten für dieselbe Person verzichtet werden.

	5.	Die Bestellung eines Verfahrenspflegers ist nicht besonders zu erfassen.
	Statistik

	6.	Angelegenheiten, in denen betreuungsgerichtliche Genehmigungen außerhalb eines anhängigen Betreuungsverfahrens zu erteilen sind, sind unter Nr. 4 c) zu erfassen. 
	§ 29 (1) Als Betreuungs-, Unterbringungs- und betreuungsgerichtliche Zuweisungssachen sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „XVII“ …
b)	Verfahren auf Genehmigung folgender Handlungen und Erklärungen eines Bevollmächtigten:
aa)	Einwilligung, Nichteinwilligung oder Widerruf der Einwilligung in ärztliche Maßnahmen nach § 271 Nummer 3 FamFG, § 1829 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
bb)	freiheitsentziehende Unterbringung nach § 312 Nummer 1 FamFG, § 1831 Absatz 1 und 2 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
cc)	freiheitsentziehende Maßnahmen nach § 312 Nummer 2 FamFG, § 1831 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,
dd)	Einwilligung in ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 312 Nummer 3 FamFG, § 1832 Absatz 1, 2 und 4 in Verbindung mit Absatz 5 BGB,…

	


Hierzu gehören z. B. Genehmigungen ärztlicher Maßnahmen nach § 1904 Abs. 2 BGB. 
	

	Betreuungsgerichtliche Genehmigungsverfahren innerhalb eines unter Nr. 4 a) oder 4 b) bereits registrierten Verfahrens werden nicht gesondert erfasst, sondern aus den vorhandenen Akten bearbeitet.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG, …

	7.	Unter Nummer 4 d) sind nur Verfahren zu erfassen, wenn für die Betroffene oder den Betroffenen bei dem Gericht kein Verfahren unter Nr. 4 a) oder 4 b) registriert ist oder gleichzeitig registriert wird.
	§ 29 (2) 1In einem bei dem Gericht anhängigen Betreuungsverfahren sind nicht neu zu registrieren:
1.	Anregungen auf betreuungsgerichtliche Genehmigungen von Erklärungen und Handlungen des Betreuers, auch nach § 340 Nummer 3 FamFG,
2.	vorläufige und einstweilige Maßregeln sowie einstweilige Anordnungen,
3.	andere Entscheidungen, zum Beispiel Entlassung des Betreuers oder Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts.
2Ein Hauptverfahren, dem ein einstweiliges Anordnungsverfahren vorausgegangen ist, zum Beispiel Bestellung eines vorläufigen Betreuers oder Genehmigung einer vorläufigen Maßnahme, wird unter dem Aktenzeichen des einstweiligen Anordnungsverfahrens fortgeführt.

	Unter dieser Position wird auch die Genehmigung einer freiheitsentziehenden Unterbringung von Personen erfasst, die einem Dritten hierzu bevollmächtigt haben (§ 312 Nr. 1 zweite Alternative FamFG, § 1906 Abs. 5 BGB).
	

	8.	Geht ein Verfahren nach Nummer 4 c) oder 4 d) in eine Betreuung über, so ist das Betreuungsverfahren neu zu erfassen.
	§ 29 (2) 4Abweichend von Satz 3 können Anträge gegen dieselbe Person bis zur technischen Umsetzung der Trennung von Registrierung und statistischer Erfassung neu registriert werden.

	9.	Bei der Beendigung von Betreuungen ist der Name der betreuten Person besonders zu kennzeichnen.
	entbehrlich

	
	

	Liste 8 (§ 28 Abs. 7, § 29 Abs. 1)
	§ 29 (3) 1Ist Vermögen zu verwalten, ist den Papierakten nach Eingang eines Vermögensverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften.

	Nachweisung
	

	Zu erfassen sind:
	2In der Nachweisung sind folgende Angaben zu vermerken:

	1. Geschäftsnummer
	1.	Aktenzeichen,

	2. Name, Vorname, ggf. Geburtsname der bzw. des Betreuten/des Mündels/der Erblasserin bzw. des Erblassers
	2.	Vor- und Familienname des Betroffenen mit Geburtsdatum,

	3. grundlegendes Vermögensverzeichnis (unter Angabe der Blattzahl)
	3.	Blattzahl des grundlegenden Vermögensverzeichnisses,

	4. weitere (ergänzende) Verzeichnisse (unter Angabe der Blattzahl)
	4.	Blattzahl weiterer oder ergänzender Verzeichnisse,

	5. Rechnungsjahr vom ............ bis............ (unter Angabe der Blattzahl)
	5.	Zeitraum des Rechnungsjahres und Blattzahl der Festlegung,

	6. Rechnungslegungen
a)	Rechnungsjahr
b)	Datum der Prüfung (unter Angabe der Blattzahl)
	6.	Rechnungslegungen:
a)	Rechnungsjahr,
b)	Datum und Blattzahl der Prüfung,

	7. Bemerkungen
	7.	Bemerkungen.

	
	3Bei elektronischen Akten ist sicherzustellen, dass diese Angaben auf andere Weise deutlich erkennbar sind.
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